
hebung der Alternativstruktur einer Handlungssitua­
tion durch Auswahl einer Verhaltensmöglichkeit (z. B. 
Entscheidung zur Straftat an Stelle der Entscheidung 
zum normgemäßen Handeln)/ll/.
Schließlich muß noch berücksichtigt werden, daß Ent­
scheidungen in der Regel nicht allein auf Grund inne­
rer (psychischer) Prozesse getroffen werden. Die Ana­
lyse des Entwicklungsstandes nach Kenntnissen, Ein­
stellungen, Werthaltungen, Motiven und Verhaltens­
mustern erklärt zwar die daraus resultierende Quali­
tät der -Entscheidungsplattform (Entscheidungsfähig­
keit), jedoch noch nicht die konkreten Verhaltensent­
scheidungen. Jede Entscheidung zum Handeln berück­
sichtigt auch die äußeren Verhältnisse, die Gegeben­
heiten der gesellschaftlichen Umwelt im bestimmten 
Maße. Aktuellen Einflüssen der Umwelt, die die Tatent­
scheidung begünstigt haben (z. B. Gruppeneinfluß, tat­
provokatives Verhalten des Geschädigten, mangelnde 
Objektsicherung, Dunkelheit), stehen auch stets Um­
weltbedingungen entgegen, die einer Entscheidung zur 
Straftat entgegengerichtet sind (z. B. zu überwindende 
Hindernisse, Aufmerksamkeit der Bürger, Widerstand 
des Angegriffenen). Diese Polarität von aktuellen Um­
weltwirkungen der Tatsituation (Entscheidungssitua­
tion) gilt es in ihrem Einfluß auf die Entscheidung zum

/11/ Vgl. hierzu H.-D. Schmidt, „Fahrlässigkeit und Entschei­
dung“, und Lander, „Zur Psychologie der vorsätzlichen Hand­
lung“, in: Psychologie_ und Rechtspraxis, Berlin 1965, S. 124 ff. 
und 140 ff.

Handeln bzw. auf das Tatverhalten ebenfalls abzu­
schätzen.

Zusammenfassend kann somit festgestellt werden, daß 
bei der Einschätzung, Prüfung, Begutachtung oder 
Feststellung der Schuldfähigkeit Jugendlicher methodo­
logisch drei Schritte zu unterscheiden sind:

1. Feststellung des norm-relevanten (straftatbezogenen) 
Entwicklungsstandes der Persönlichkeit in ihren ver­
schiedenen Aspekten. Hierbei handelt es sich um die 
Analyse und Erfassung des relativ verfestigten und 
relativ konstanten (habituellen) Gefüges der Persön­
lichkeit.
2. Feststellung der norm-relevanten (straftatbezogenen) 
Entscheidurigsfähigkeit auf der Grundlage der Analyse 
des Entwicklungsstandes unter Berücksichtigung der 
konkreten Tat, der Tatumstände und Tatsituationsbe­
dingungen (z. B. Alkohol, Gruppeneinflüsse, Affektbe­
teiligung, tatbegünstigende oder tatprovokative Mo­
mente). Die Entscheidungsfähigkeit trägt vor allem 
der situativen Verfassung, der Persönlichkeit in bezug 
auf das tatrelevante Verhalten Rechnung.

3. Kritischer Vergleich und Abschätzung, ob Entwick­
lungsstand und Entscheidungsfähigkeit in ihrem Zu­
sammenwirken die durch die konkret verletzten Re­
geln des gesellschaftlichen Zusammenlebens diktierten 
Anforderungen an die soziale Mindestfähigkeit tatzeit­
bezogen erfüllt haben.

Oberst des SV ARNO SCHMIDT-BOCK und Major des SV HERMANN BODENBURG, Ministerium des Innern 
KURT KUNZE, Staatsanwalt beim Generalstaatsanwalt der DDR

Zür Anwendung der Strafaussetzung auf Bewährung

Die Tatsache, daß die Strafaussetzung auf Bewährung 
richtig in die vielfältigen Maßnahmen zur komplexen 
Kriminalitätsbekämpfung und -Vorbeugung einzuord­
nen ist und darüber bei allen am Strafverfahren, am 
Strafvollzug und an der Wiedereingliederung Strafent­
lassener beteiligten Organen und gesellschaftlichen 
Kräften einheitliche Auffassungen bestehen müssen, 
veranlaßt uns, zu den Beiträgen von K r u s e / U h l i g /  
Z u c k e r  u n d  v o n  S c h u m a n n  (NJ 1970 S. 284 ff.) 
Stellung zu nehmen.
Bei der Prüfung der Voraussetzungen und bei der An­
wendung der Strafaussetzung auf Bewährung ist stets 
das. gesamte Strafverfahren zu beachten, und zwar be­
ginnend von der Straftat und deren Ursachen über das 
gerichtliche Verfahren und den Strafvollzug bis zu den 
Voraussetzungen einer rückfallverhütenden Wiederein­
gliederung Strafentlassener in das gesellschaftliche Le­
ben. Die Strafaussetzung hat dem Schutz der öffentli­
chen Ordnung und Sicherheit, dem Schutz der Rechte 
der Bürger sowie der Verhinderung einer erneuten 
Straffälligkeit des Verurteilten zu dienen. Werden diese 
generellen Erfordernisse nicht berücksichtigt, so be­
steht die Gefahr einer formalen Betrachtungsweise, von 
der aus die Strafaussetzung als eine allein im Interesse 
des Verurteilten vorzunehmende Maßnahme angesehen 
wird.

Wesentliche Voraussetzungen für die Wirksamkeit der 
Strafaussetzung auf Bewährung

1. Die Wirksamkeit der Strafaussetzung auf Bewährung 
oetzt voraus, daß alle beteiligten Organe bis zum Zeit­
punkt der Beschlußfassung die ihnen übertragene Ver­
antwortung wahrnehmen und ihre Tätigkeit bewußt in

das System der Strafenverwirklichung einordnen. Der 
Aufwand jedes einzelnen Organs erhält nur dann einen 
gesellschaftlichen Nutzeffekt, wenn das Organ, das als 
nächstes tätig wird, folgerichtig die Maßnahmen des 
anderen Organs fortsetzt und einen nahtlosen Übergang 
sichert. Das erfordert u. a., daß den Organen des Straf­
vollzugs aussagekräftige Informationen über solche 
Umstände in der Persönlichkeit des Verurteilten und 
über seinen früheren Lebens- und Arbeitsbereich zur 
Verfügung stehen, die für die Begehung der Straftat 
oder die erneute Straffälligkeit entscheidend gewesen 
sind. Diese Informationen bilden den Ausgangspunkt 
für die Gestaltung des Erziehungsprozesses im Straf­
vollzug und für die rechtzeitige Einleitung von vorbe­
reitenden Maßnahmen der Wiedereingliederung. Infor­
mationen über Ansatzpunkte für die Erziehung und 
Selbsterziehung des Verurteilten und für die Einbe­
ziehung gesellschaftlicher Kräfte sind hierbei beson­
ders bedeutsam.
Der Strafvollzug gewährleistet seinerseits, daß der 
Freiheitsentzug durch sichere Verwahrung vollzogen 
und der Verurteilte entsprechend den individuellen 
Erfordernissen erzogen wird und daß rechtzeitig vor­
bereitende Maßnahmen für die Wiedereingliederung 
eingeleitet werden. Dazu gehört auch die Pflicht des 
Leiters der Strafvollzugseinrichtung, ständig zu prüfen, 
ob die Voraussetzungen für eine Strafaussetzung auf 
Bewährung eingetreten sind, und ggf. einfen entspre­
chenden Antrag mit aussagekräftigen Einschätzungen 
sowie Hinweisen oder Empfehlungen für die weitere 
Erziehung des Verurteilten zu stellen.

Alle diese Maßnahmen sind darauf gerichtet, zur Ver­
hinderung erneuter Straffälligkeit beizutragen und


